
ARBEITNEHMERÜBERLASSUNG
Als Dienstleistungsunternehmen  stellt die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT (nach-
folgend Fa. GASTRONOMIE INSTITUT oder GI) dem Entleiher auf der Grund-
lage des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG), den nachfolgenden 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) sowie den Bestimmungen des 
Arbeitnehmerüberlassungsvertrages (AÜV) Arbeitnehmer vorübergehend zur 
Verfügung.

Die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT ist Arbeitgeber der Arbeitnehmer; diese ste-
hen in keiner vertraglichen Beziehung zum Entleiher. Die Fa. GASTRONOMIE 
INSTITUT entrichtet die Arbeitgeberanteile für Rentenversicherung, Arbeitslo-
senversicherung, Krankenversicherung und Pflegeversicherung. Alle wesent-
lichen Merkmale der Tätigkeit sowie etwaige neue Dispositionen sind aus-
schließlich mit der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT zu vereinbaren, wobei die Fa. 
GASTRONOMIE INSTITUT auf die besonderen Verhältnisse des Betriebes und 
die Wünsche des Entleihers weitgehend Rücksicht nimmt.

Der Entleiher verpflichtet sich, aufgrund der Regelung des § 9 Ziffer 2 AÜG 
(Drehtürklausel), vor jeder Beschäftigung eines neuüberlassenen Arbeitneh-
mers zu prüfen, ob dieser Arbeitnehmer in den letzten sechs Monaten vor der 
Überlassung aus einem Arbeitsverhältnis mit dem Entleiher selbst oder einem 
mit dem Entleiher konzernmäßig im Sinne des § 18 Aktiengesetz verbunde-
nen Unternehmen ausgeschieden ist. Trifft dies zu, hat der Entleiher die Vor-
beschäftigung unverzüglich der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT mitzuteilen und 
den Arbeitnehmer zurückzuweisen. Den Vertragsparteien steht es wegen der 
daraus entstehenden Folgen (Equal Treatment) frei, den AÜV einvernehmlich 
anzupassen oder von der Überlassung dieses Arbeitnehmers  abzusehen.

GI ist durch Bescheid der Bundesagentur für Arbeit Düsseldorf vom 16.12.2015, 
zuletzt verlängert am 07.02.2017, die befristete Erlaubnis zur gewerbsmäßigen 
Arbeitnehmerüberlassung erteilt worden.

Während des Arbeitseinsatzes übernimmt der Auftraggeber die Fürsorge-
pflichten eines Arbeitgebers. Er ist verpflichtet, sicherzustellen, dass am Be-
schäftigungsort des Mitarbeiters die geltenden Unfallverhütungs- und Ar-
beitsschutzvorschriften sowie die gesetzlich zulässigen Arbeitszeitgrenzen 
eingehalten werden und die Einrichtungen und Maßnahmen der Ersten Hilfe 
gewährleistet sind. Der Auftraggeber wird den Mitarbeiter vor Beginn der Be-
schäftigung am Arbeitsplatz nach §12 Abs. 2 Arbeitsschutzgesetz über die 
für den jeweiligen Arbeitseinsatz bestehenden Unfallverhütungsvorschriften 
aufklären und gegebenenfalls Schutzkleidung und weitere -ausrüstung zur 
Verfügung zu stellen. Entsprechendes GI lt bei Arbeitsplatzwechsel.

Der Auftraggeber ist gegebenenfalls verpflichtet, arbeitskoordinatorische 
Pflichten wahrzunehmen, die sich aus der BGV A1 Unfallverhütungsvorschrift 
ergeben können. GI haftet nicht für Schäden, die auf einer Verletzung dieser 
Unfallverhütungsvorschrift durch den Auftraggeber beruhen.

Der Auftraggeber ist verpflichtet, Arbeitsunfälle gegenüber GI unverzüglich 
anzuzeigen. Meldepflichtige Arbeitsunfälle sind der Berufsgenossenschaft 
unverzüglich anzuzeigen.

2. ANGEBOT
Die Firma GASTRONOMIE INSTITUT (im Folgenden: GI) betreibt unter der Inter-
netseite www.gastronomie-institut.de eine Seite, auf dem Auftraggeber die 
Möglichkeit haben, Anfragen für temporär benötigte Mitarbeiter (Leiharbei-
ter) einzugeben und diese zu bestellen. Nach Prüfung leitet GI diese Anfragen 
als Jobangebote an seine registrierten Nutzer weiter. Nach Rückmeldung der 
Nutzer zu ihrer Verfügbarkeit erhält der anfragende Auftraggeber eine Infor-
mations-E-Mail mit den jeweils gültigen Stundensätze und voraussichtlichen 
Gesamtkosten, die ein Angebot für den Entleih des jeweiligen Mitarbeiters 
von GI an den Auftraggeber darstellt. Das Angebot ist zeitlich befristet bis zu 
einem in der Informations-E-Mail genannten Zeitpunkt.

Die Auswahl einer / mehrerer Nutzer zum Einsatz als Leiharbeitskraft stellt die 
verbindliche Annahme des Angebots von GI durch den Auftraggeber dar 
(im Folgenden: Buchung). Unmittelbar nach der Buchung erhält der Auftrag-
geber von GI per E-Mail eine Auftragsbestätigung.

Wird die Buchung in Vollmacht eines Endkunden durch eine dritte Partei 
durchgeführt (beispielsweise durch eine
Event-Agentur), wird die buchende Partei unmittelbar Vertragspartner von 
GI im Sinne des Vertrags und dieser AGB.

Für die durchgeführten Arbeitnehmerüberlassungen stellen das AÜG, der Ar-
beitnehmerüberlassungsvertrag sowie diese AGB den rechtlichen Rahmen 
dar. Anderslautende Vereinbarungen oder AGB des Auftraggebers gelten 
nur, sofern sie von GI vor Vertragsschluss schriftlich in Textform bestätigt wur-
den.

3. PFLICHTEN VON GASTRONOMIE INSTITUT
GI wird die im Rahmen der Veranstaltung einzusetzenden Mitarbeiter 
nach der bei der Anfrage eingegebenen Jobbeschreibung entsprechend 
einweisen und auf den Einsatz vorbereiten. Dazu gehört unter anderem das 
Mitteilen der passenden Einsatzkleidung, Vorgaben zum weiteren Auftreten 

und anderer für den Einsatz maßgeblichen Umstände.

GI ist verpflichtet - bis auf die Fürsorgepflicht während 
der Arbeitszeit - allen Pflichten eines Arbeitgebers nachzu-
kommen. Insbesondere gehört hierzu die korrekte Abrechnung der einge-
setzen Leiharbeiter und die Abführung aller sich aus dem Arbeitsverhältnis 
ergebenden Abgaben, wie beispielsweise Sozialversicherungsabgaben und 
Lohnsteuern.

4. PFLICHTEN DES AUFTRAGGEBERS
Der Auftraggeber verpflichtet sich, die an ihn gesandten E-Mails nicht an 
Dritte weiterzuleiten oder diesen Zugang zu seinen E-Mails zu verschaffen, da 
in den gesandten E-Mails zahlungspflichtige Buchungen vorgenommen wer-
den können. Verstößt der Auftraggeber schuldhaft gegen diese Verpflich-
tung und führt ein Dritter im Namen des Auftraggebers eine zahlungspflichti-
ge Buchung durch, ist der Auftraggeber verpflichtet, die gebuchte Leistung 
in Anspruch zu nehmen. Im Falle der Stornierung dieser Buchung gilt § 10 
Stornierung eines Einsatzes.

Der Auftraggeber ist verpflichtet, bei Ausschreibung des Auftrags eine kor-
rekte und vollständige Tätigkeitsbeschreibung („Jobbeschreibung“) an 
GASTRONOMIE INSTITUT zu übermitteln. Verschweigt der Auftraggeber in der 
Tätigkeitsbeschreibung vorsätzlich oder fahrlässig Details zum Einsatz, wie bei-
spielsweise:

- das Tragen eines Ganz- oder Teilkörperkostüms,
- das Tragen kurzer oder aufreizender Kleidung oder
- verlangt er vor Ort von entliehenen Mitarbeitern die Ausführung von Tätig-
keiten, die so nicht in der Tätigkeitsbeschreibung („Jobbeschreibung“) er-
wähnt wurden

und weigern sich die Mitarbeiter von GI aus diesem Grund, die Arbeit durch-
zuführen, ist GI berechtigt, den Auftrag fristlos zu kündigen. Der Auftraggeber 
ist in diesem Fall verpflichtet, GI den entstandenen Schaden in Höhe von 80 % 
der gesamten Auftragssumme zu ersetzen. Weist GI einen höheren Schaden 
nach, kann dieser vom Auftraggeber verlangt werden.

Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle zur vertragsgemäßen Auftragserbrin-
gung erforderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen. Hierzu gehören 
insbesondere Zutrittsberechtigungen zu den jeweiligen Veranstaltungen. Der 
Auftraggeber bestimmt am Veranstaltungsort spätestens zu Veranstaltungs-
beginn einen zur Durchführung der Veranstaltung verantwortlichen Stellver-
treter, um einen reibungslosen Ablauf der Veranstaltung zu gewährleisten.

Soll ein ausgeliehener Mitarbeiter zu Zeiten bzw. an Tagen eingesetzt werden, 
an denen die Beschäftigung nur mit besonderer behördlicher Genehmigung 
zulässig ist, hat der Auftraggeber diese vor der Beschäftigung einzuholen. 
Selbiges gilt für Orte, die nur mit besonderer behördlicher Genehmigung 
betreten werden dürfen sowie Tätigkeiten, die nur mit besonderer behörd-
licher Genehmigung durchgeführt werden dürfen. Kommt ein entliehener 
Mitarbeiter mit entsprechend gefährdeten Lebensmitteln in Kontakt, ist der 
Auftraggeber insbesondere verpflichtet, die Belehrung nach §43 Abs. 4 IfSG 
vor Ort durchzuführen und zu dokumentieren.

Der Auftraggeber verpflichtet sich, den nach der Buchung übersandten Ar-
beitnehmerüberlassungsvertrag innerhalb von 14 Tagen (spätestens jedoch 
ein Tag vor Einsatzbeginn) wahrheitsgemäß auszufüllen, zu unterschreiben 
und postalisch an GI zu übersenden.
Unterlässt er dies schuldhaft, wird ein Arbeitsverhältnis zwischen dem Auftrag-
geber und dem gebuchten Leiharbeiter fingiert. Der Auftraggeber ist dann 
verpflichtet, die ordnungsgemäße Lohnabrechnung des Leiharbeiters durch-
zuführen und GI den entstandenen Schaden in Form von entgangenem Ge-
winn zu ersetzen.

Der Auftraggeber verpflichtet sich, die notwendigen Angaben zur Beurtei-
lung der Einhaltung des Gleichbehandlungsgrundsatzes für Arbeitnehmer 
gemäß § 9, Abs. 2 und § 10, Abs. AÜG auf dem zugesandten Arbeitneh-
merüberlassungsvertrag wahrheitsgemäß zu vermerken. Im Falle unrichtiger 
oder unvollständiger Angaben verpflichtet er sich, GI dadurch entstehende 
Schäden zu ersetzen.

4. ABRECHNUNG I FÄLLIGKEIT
Die Arbeitnehmer legen dem Entleiher Tätigkeitsnachweise vor, die vom Ent-
leiher unverzüglich zu prüfen und innerhalb eines Werktages mit Unterschrift 
und Firmenstempel zu bestätigen sind. Unstimmigkeiten zum Tätigkeitsum-
fang sind auf dem Tätigkeitsnachweis vor Unterzeichnung zu vermerken. Eine 
Ausfertigung verbleibt beim Entleiher für die Rechnungskontrolle.

Sollte der Entleiher die Tätigkeitsnachweise nicht bestätigen, ist die Fa. GAS-
TRONOMIE INSTITUT berechtigt, eine tägliche Arbeitszeit entsprechend den 
Angaben des Arbeitnehmers zu berechnen. Der Entleiher kann gegebenen-
falls eine geringere Beschäftigungsdauer nachweisen. Die Regelungen zur 
Beschäftigungsdauer  bleiben hiervon unberührt.
Die Vergütung der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT wird mit Zugang der Rech-
nung zur Zahlung fällig. Die Abrechnung, bei längerfristigen Einsätzen, erfolgt
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wöchentlich bis zur Mitte der Woche. Der Entleiher gerät in Verzug, wenn 
der Rechnungsbetrag nicht innerhalb von 7 Kalendertagen ab Zugang der 
Rechnung auf dem Geschäftskonto der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT eingeht. 
Einer vorherigen Mahnung bedarf es nicht. Im Verzugsfalle schuldet der Ent-
leiher Verzugszinsen in Höhe von acht Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
(§ 288 Abs. 2 BGB).

Befindet sich der Entleiher vollständig oder teilweise mit der Vergütungszah-
lung in Verzug, so wird die Vergütung für sämtliche noch nicht fakturierten 
Stunden, deren Ableistung der Entleiher bereits auf dem Tätigkeitsnachweis 
bestätigt hat, sofort fällig. Der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT steht bei Nichtleis-
tung durch den Entleiher ein Leistungsverweigerungsrecht zu.

Eine Aufrechnung mit etwaigen Gegenforderungen oder die Geltendma-
chung eines Zurückbehaltungsrechts sind ausgeschlossen, sofern die An-
sprüche nicht schriftlich anerkannt oder rechtskräftig festgestellt wurden. Die 
überlassenen Arbeitnehmer der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT sind nicht zum 
Inkasso berechtigt.

Der vereinbarte Stundenverrechnungssatz wird bei Einführung bzw. Erhöhung 
von gesetzlichen Mindestentgelten und bei Erhöhung der für die überlasse-
nen Arbeitnehmer geltenden Tariflöhne automatisch angepasst. Die Anpas-
sung der Stundenverrechnungssätze erfolgt um den gleichen Prozentsatz, 
um den sich das von der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT an den überlassenen 
Arbeitnehmer zu zahlende Entgelt erhöht, und zwar bereits für jene Abrech-
nungszeiträume, für welche die vorgenannten Entgelterhöhungen für die Fa. 
GASTRONOMIE INSTITUT verpflichtend sind.

5. HAFTUNG I GEWÄHRLEISTUNG
Die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT steht dafür ein, dass der Arbeitnehmer für die 
Ausführung der bezeichneten Arbeiten geeignet ist. Zur Nachprüfung der in-
haltlichen Richtigkeit von Zeugnissen oder sonstigen Papieren  ist  die  Fa. 
GASTRONOMIE INSTITUT nicht verpflichtet.

Über die Auswahl des Arbeitnehmers hinaus trifft die Fa. GASTRONOMIE 
INSTITUT keine Haftung für etwaige von dem Arbeitnehmer ausgeführte Ar-
beiten oder Schäden, die in Ausübung oder anlässlich seiner Tätigkeit im 
Entleihbetrieb verursacht wurden. Der Arbeitnehmer arbeitet im Entleih-
betrieb nach Weisung und Aufsicht des Entleihers und ist insoweit dessen 
Verrichtungsgehilfe.
Der Entleiher stellt die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT von allen etwaigen Ansprü-
chen frei, die Dritte im Zusammenhang mit der Ausführung und Verrichtung 
der durch den Entleiher übertragenen Tätigkeiten erheben sollten. Ausge-
nommen davon sind Ansprüche aufgrund vorsätzlichen oder grob fahrlässi-
gen Verhaltens der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT.

Der Entleiher stellt die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT von allen Forderungen frei, 
die wegen folgender Pflichtverletzungen entstehen:
• eine fehlerhafte Zuordnung der Branchenzugehörigkeit
• ein Einsatz in einem anderen Betrieb
• eine unterlassene Prüfung und Beschäftigung eines Arbeitnehmers gemäß 
   Ziffer 1 dieser AGB
• bei Anwendbarkeit eines TV BZ die Nennung eines falschen Vergleichs-ent-
   gelts oder die Unterlassung der Mitteilung von Änderungen  des Vergleich-
   sentgelts,
• bei Anwendbarkeit eines TV BZ eine fehlende oder  fehlerhafte Mitteilung 
   über abweichende  betriebliche Vereinbarungen.

6. VERMITTLUNGSKLAUSEL
Wenn ein Mitarbeiter, dessen Kontaktdaten über die GASTRONOMIE INSTI-
TUT-Plattform erlangt wurden, von einem Auftraggeber ohne GI als Verleiher 
eingesetzt werden soll, ist der Auftraggeber verpflichtet, dies GI umgehend 
mitzuteilen. GI wird dem Auftraggeber dann ein Angebot über eine entspre-
chende Vermittlungsgebühr machen. 

Verstößt der Auftraggeber gegen diese Mitteilungspflicht, gilt pro Mitarbeiter 
eine Vertragsstrafe in Abhängigkeit der Beschäftigungsdauer als vereinbart, 
die dieser Mitarbeiter unter Umgehung von GI beschäftigt ist. Die Höhe der 
Strafe beträgt 75 Euro pro Beschäftigungstag des Mitarbeiters, mindestens 
jedoch 1.500 Euro bei einer Beschäftigung von weniger als 20 Tagen. Hierzu 
gehören insbesondere folgende Formen des Einsatzes:

- Als Aushilfskraft
- Als fester Mitarbeiter
- Beauftragung als Subunternehmer
- Vermittlung an Dritte

Bis 6 Monate nach Beendigung des letzten Einsatzes über GI (bzw. 6 Monate 
nach Erlangung der Kontaktdaten, falls die Person nie eingesetzt wurde) wird 
davon ausgegangen, dass die Person über GI vermittelt wurde. Wird das Per-
sonal auf einer Messe oder ähnlichen Veranstaltung eingesetzt, die jährlich 
stattfindet, wird auch bei einem Einsatz auf dem nächsten Veranstaltungs-
termin von einer Vermittlung über GI ausgegangen. Abweichungen davon 
müssen vom Auftraggeber nachgewiesen werden.

7. ZURÜCKWEISUNG EINES MITARBEITERS
Im Falle der Zurückweisung eines Leiharbeitnehmers ist 
der Auftraggeber verpflichtet, GI die entsprechenden 
Beweggründe hierfür schriftlich mitzuteilen. Handelt es sich in 
diesem Fall um Gründe, die eine fristlose Kündigung eines Arbeitnehmers 
rechtfertigen (z.B. Arbeitsverweigerung, Beleidigung des Auftraggebers, Ge-
schäftsschädigende Äußerungen über den Auftraggeber, Betrug, Diebstahl 
und Veruntreuung zulasten des Auftraggebers, Verdacht einer Straftat, Ei-
genmächtiger Urlaubsantritt, Angedrohtes Krankfeiern, Sexuelle Belästigun-
gen von Kollegen, Arbeitszeitbetrug) hat der Auftraggeber die Möglichkeit, 
mit sofortiger Wirkung vom Überlassungsvertrag zurückzutreten. In diesem Fall 
ist nur die bis dahin geleistete Arbeitszeit zu bezahlen.

Unterlässt er diese Begründung oder würden die Bewegründe nicht für eine 
fristlose Kündigung ausreichen, gilt die Zurückweisung des entliehenen Mit-
arbeiters - gleich aus welchem Beweggrund - als Stornierung des Einsatzes 
gemäß „10. Stornierung eines Einsatzes“ und wird mit 80 % der gesamten Auf-
tragssumme berechnet.

Nach Zurückweisung hat der Auftraggeber die Möglichkeit (aber nicht die 
Pflicht), bei GI ersatzweise einen anderen Mitarbeiter zu entleihen. Die Frist 
zur Bereitstellung eines gleichwertigen Mitarbeiters richtet sich nach „8. Be-
reitstellung von Ersatzpersonal“. GI ist zur Bereitstellung eines gleichwertigen 
Mitarbeiters nur dann verpflichtet, wenn der ausgeliehene Mitarbeiter nicht 
ordnungsgemäß ausgewählt wurde.

Unterlässt der Auftraggeber die Zurückweisung, sind spätere (Schadens-)Er-
satzansprüche ausgeschlossen.

8. BEREITSTELLUNG VON ERSATZPERSONAL
Erkrankt ein von GI überlassener Mitarbeiter oder erscheint aus anderen 
Gründen nicht zur Arbeit, stellt GI dem Auftraggeber ohne Berechnung wei-
terer Kosten innerhalb von 24 Stunden gleichwertiges Ersatzpersonal bereit.

9. KÜRZUNG DER ARBEITSZEIT EINES MITARBEITERS / MINDESTARBEITSZEITEN
Eine Kürzung der zuvor zwischen GI und dem Auftraggeber vereinbarten Ge-
samtzahl von Arbeitsstunden der entliehenen Mitarbeiter ist um bis zu 20 % 
zulässig. Kürzt der Auftraggeber die Arbeitszeit um mehr als 20 % der verein-
barten Arbeitsstunden, verpflichtet sich der Auftraggeber, mindestens 80 % 
der beauftragten Stunden zu bezahlen (auch GI wird den gebuchten Mitar-
beitern mindestens 80 % der Arbeitszeit bezahlen).

Diese Regelung gilt für jeden Mitarbeiter einzeln und nicht für die Arbeitszeit 
aller Mitarbeiter im Gesamten.

Die Mindesteinsatzzeit für ein Mitarbeiter beträgt 5 Stunden / Tag und bei 
Köchen 6 Stunden / Tag.

10. STORNIERUNG EINES EINSATZES
Bei Stornierung des Auftrags durch den Auftraggeber fallen unabhängig 
vom Stornierungszeitpunkt Stornierungsgebühren in Höhe von 80 % der zuvor 
vereinbarten Gesamtstunden an.

Weist GI einen höheren Schaden nach, kann dieser vom Auftraggeber ver-
langt werden.

11. EINSATZNACHWEIS, ABRECHNUNG, BEWERTUNGEN & EIGENWERBUNG
Vor jedem Einsatz erhält der Auftraggeber von GI einen Einsatznachweis, mit 
den geplanten Einsatzzeiten, Ort Auftraggeber sowie mit allen Namen der 
Mitarbeiter. 
Nach dem Einsatz ist der Einsatznachweis unmittelbar vom Auftraggeber 
ausgefüllt und unterschrieben, mit den tatsächlichen Arbeitszeiten, an GI zu 
übermitteln. Dies kann entweder per E-Mail oder per Fax erfolgen.
Die Abrechnung der Stunden erfolgt auf eine Halbestunde genau, wobei 
angefangene Halbestunden voll bezahlt werden müssen. Pausenzeiten 
müssen nach dem ArbZG Richtlinien eingetragen werden. Pausen werden 
immer vergütet und in der Rechunung nicht in Abzug gebracht. Sollte die 
Stundenabrechnung fehlerhaft sein, gleich aus welchem Grund, hat der Auf-
traggeber dies innerhalb von 3 Tagen nachzuweisen. Reagiert der Auftrag-
geber nicht binnen dieser Frist, werden die vom Auftraggeber genannten 
Arbeitsstunden als korrekt übernommen und Gegenstand der Rechnung. 
Eine nachträgliche Änderung der Arbeitsstunden ist dann gegen eine Bear-
beitungsgebühr in Höhe von 25 EUR möglich, wenn die Lohnabrechnung des 
entsprechenden Mitarbeiters, dessen Stunden bezweifelt werden, noch nicht 
durchgeführt wurde. Sollte die Lohnabrechnung des Mitarbeiters, um dessen 
streitige Arbeitsstunden es sich handelt, bereits abgeschlossen sein, ist für die 
Änderung der Lohnabrechnung und ggf. Rückforderung von ausbezahltem 
Gehalt wesentlich höherer Aufwand nötig. In diesem Fall beträgt die Bear-
beitungsgebühr für die Änderung der Rechnung 100 EUR.

Bei der Überprüfung der Stunden nach dem Einsatz hat der Auftraggeber die 
Möglichkeit, eine Bewertung über die Arbeitsleistung des Mitarbeiters sowie 
den Service von GI abzugeben. GI ist berechtigt, diese Bewertungen inklusi-
ve dem Unternehmensnamen des Auftraggebers und seines Logos öffentlich 
auf der Webseite anzuzeigen. Diese Erlaubnis ist befristet auf die Dauer von 5 
Jahren ab dem Zeitpunkt der letzten Zusammenarbeit.
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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 
(Arbeitnehmerüberlassung)
Nach dem Einsatz haben auch die eingesetzten Mitarbeiter von GI die Mög-
lichkeit, Bewertungen über den Arbeitseinsatz und den Auftraggeber zu 
schreiben. Sofern nicht schriftlich anders vereinbart, ist GI berechtigt, aus den 
Bewertungen zu Einsätzen über den Auftraggeber zu erstellen.

12. PREISE & ZAHLUNGSBEDINGUNGEN
Rechnungen werden dem Auftraggeber wöchentlich, mindestens aber ein-
mal im Monat per E-Mail übersandt. Abrechnungsgrundlage sind die vom 
Auftraggeber zu unterzeichnenden und zu bestätigenden Einsatznachwei-
se/Stundenzettel der überlassenen Mitarbeiter von GASTRONOMIE INSTITUT. 
Rechnungen sind 7 Tage nach Rechnungsstellung ohne Abzug zur Zahlung 
fällig. Vor Beginn des Einsatzes kann zwischen den Parteien gegen einen Auf-
schlag von 2 % der Rechnungssumme - mindestens jedoch 20 € - ein Zah-
lungsziel von 30 Tagen vereinbart werden. Maßgeblich für die Abrechnung 
ist der bei der Buchung des Personals vereinbarte Stundenverrechnungssatz.

Nicht eingehaltene Zahlungstermine führen Verzug herbei, ohne dass es der 
Mahnung bedarf. Im Falle des Verzugs ist GI berechtigt, Verzugszinsen in 
Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz der Europäischen Zentral-
bank zu verlangen. GI ist im Verzugsfalle berechtigt, sämtliche Leistungen an 
den Auftraggeber auch aus anderen Vertragsverhältnissen zu verweigern. 
Für Schäden aus dieser Nichtleistung haftet GI nicht.

Sollte der Auftraggeber Mitarbeiter bitten, eine Auslage vorzustrecken, so ist 
GI als Arbeitgeber verpflichtet, dem Mitarbeiter diese Auslage gegen Vorla-
ge des Belegs umgehend zu erstatten. Auf diese Auslagen wird ein Aufschlag 
von 35 % berechnet und dem Auftraggeber im Nachhinein mit in Rechnung 
gestellt.

13. ARBEITNEHMERÜBERLASSUNG FÜR LÄNGERE EINSÄTZE
Bestellt der Auftragnehmer bei GI Mitarbeiter, die er für einen dauerhaften 
Einsatz benötigt(Einsätze länger als 14 Tage am Stück), so begründet sich 
eine dauerhafte Arbeitnehmerüberlassung gemäß ANÜ-Gesetz.
Dies ist in einem gesondertem Vertrag zwischen GI und dem Auftraggeber zu 
regeln. GI übersendet in diesem Fall einen entsprechenden Vertrag, mit den 
dazugehörtigen ABG´s, an den Auftraggeber. 

14. DIREKTIONSRECHT / BEANSTANDUNG
Der Entleiher ist berechtigt, den Arbeitnehmer hinsichtlich der konkreten Aus-
gestaltung der Tätigkeit Weisungen zu erteilen und die Arbeitsausfüh-rung 
zu überwachen. Die Arbeiten sind vor Arbeitsbeginn durch den Entleiher zu 
erläutern. Die Arbeitnehmer der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT sind ausschließ-
lich mit den im AÜV vereinbarten Tätigkeiten und ausschließlich im Überlas-
sungsbetrieb zu betrauen. Eine Änderung bedarf der voran gehenden Zu-
stimmung der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT.
Die Einweisung, Überwachung auf vertragsgemäße Ausführung und Anlei-
tung der überlassenen Arbeitnehmer obliegt gemäß AÜG dem Entleiher.

Der Entleiher ist verpflichtet, sich seinerseits von der Eignung des ihm überlas-
senen Arbeitnehmers für die vorgesehenen Tätigkeiten zu überzeugen und 
eventuelle Beanstandungen unverzüglich der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT 
mitzuteilen.

Nimmt ein Arbeitnehmer seine Tätigkeit beim Entleiher nicht auf oder setzt er 
diese zu einem späteren Zeitpunkt nicht fort oder stellt der Entleiher fest, dass 
ein Arbeitnehmer das vereinbarte Anforderungsprofil nicht erfüllt und meldet 
er dies innerhalb der ersten vier Arbeitszeitstunden des ersten Einsatztages an 
die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT, kann die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT den Ar-
beitnehmer gegen einen geeigneten Arbeitnehmer austauschen. Kann oder 
möchte die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT dem nicht nachkommen, kann die 
Fa. GASTRONOMIE INSTITUT dieses Einzelüberlassungsverhältnis mit sofortiger 
Wirkung beenden. In diesem Fall wird die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT von der 
Überlassungsverpflichtung frei.

15. MEHRARBEIT I ZUSCHLÄGE
Für eine eventuell notwendige behördliche Zulassung von Mehr- und Sonn-
tagsarbeit wird der Entleiher Sorge tragen. Darüber hinaus gibt er der Fa. 
GASTRONOMIE INSTITUT die außergewöhnlichen Gründe für die Mehrarbeit 
bekannt.

Folgende Zuschläge werden  berechnet:
25 %  -  Nachtarbeit (22:00 Uhr - 00:00 Uhr)
40 %  -  Nachtarbeit (00:00 Uhr - 04:00 Uhr)
75 %  -  Sonn- und Feiertagsarbeit

16. ARBEITSSCHUTZVEREINBARUNG  I ARBEITSSICHERHEIT
Die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT ist Mitglied der Verwaltungs-Berufsgenossen-
schaft. 
Gemäß § 11 Absatz 6 Arbeitnehmerüberlassungsgesetz unterliegt die Tätig-
keit der Arbeitnehmer den für den Betrieb des Entleihers geltenden öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften des Arbeitsschutzrechtes: die  sich hieraus erge-
benden Pflichten für den Arbeitgeber obliegen dem Entleiher unbeschadet 
der Pflichten der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT. Der  Entleiher  hat sicherzustel-
len, dass Arbeitnehmer der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT nur mit Tätigkeiten be-
auftragt sowie an Arbeitsplätzen beschäftigt werden, die einer 

Gefährdungs- und Belastungsbeurteilung gern. §§ 5 
und 6 ArbSchG unterzogen wurden. Der Entleiher hat 
dafür Sorge zu tragen und sich fortlaufend davon zu 
überzeugen, dass alle am Arbeitsplatz geltenden Unfall-
verhütungs- und Arbeitsschutzvorschriften  eingehalten  werden. Ferner ist 
der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT sowie deren Bevollmächtigten zur Einhaltung 
seiner Arbeitgeberpflichten während der Arbeitszeit der überlassenen Arbeit-
nehmer Zutritt zur Betriebsstätte zu gewähren.

Zwischen den Vertragsparteien werden insbesondere folgende Arbeits-
schutzvereinbarungen  getroffen:

a) Persönliche Schutzausrüstung (PSA):
Die Arbeitnehmer sind mit Sicherheitsschuhen und Arbeitskleidung aus-
ge-stattet. Weiterführend e notwendige oder zweckmäßige PSA ist vom Ent-
leiher zu stellen.

Sollte dies nicht möglich sein, ist die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT vor Arbeits-
aufnahme zu informieren, damit diese die Arbeitnehmer entsprechend aus-
rüsten kann.

b) Erste Hilfe:
Einrichtungen und Maßnahmen der Ersten Hilfe werden vom Entleiher ge-
stellt.

c) Arbeitsmedizinische  Vorsorge:
Der Entleiher verpflichtet sich, die Fa. GASTRONOMIE INSTITUT darüber zu infor-
mieren, ob der Arbeitsplatz gesundheitlich bedenklich  ist und deshalb Vor-
sorgeuntersuchungen notwendig sind. Für die Durchführung der Vorsorgeun-
tersuchungen sorgt dann die Fa.  GASTRONOMIE INSTITUT.  Nach  Absprache 
kann auch der Entleiher  notwendige  Vorsorgeuntersuchungen durchführen. 
In diesen Fällen hat er Kopien der ärztlichen Bescheinigungen über die ver-
anlasste Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchung  der Fa. GASTRONOMIE 
INSTITUT auszuhändigen.

d) Sicherheitstechnische  Einweisung am Tätigkeitsort:
Die Arbeitnehmer sind vor Arbeitsaufnahme durch den Entleiher in die spe-
zifischen Gefahren des Tätigkeitsortes sowie umfassend in die Maß-nahmen 
zu deren Abwendung einzuweisen. Die Einweisung ist durch den Entleiher zu 
dokumentieren.

e) Unfallmeldung:
Arbeitsunfälle sind der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT sofort zu melden und ge-
meinsam zu untersuchen. Der Entleiher garantiert dem Sicherheitsbeauftrag-
ten und der Sicherheitskraft der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT oder deren Be-
auftragten freien Zutritt zu allen Einsatzorten.
Eine Kopie der Unfallmeldung ist unverzüglich vom Entleiher der zuständi-gen 
Berufsgenossenschaft zu übersenden. Die eigentliche Unfallanzeige gern. § 
193 Abs. 1 SGB VII wird von der Fa. GASTRONOMIE INSTITUT vorgenommen.

18. KÜNDIGUNG
Der AÜV kann zusätzlich zu den im Vertrag vorgesehenen Beendigungs-mög-
lichkeiten gemäß § 314 BGB (aus wichtigem Grund) gekündigt wer-den. 
Gründe für eine fristlose, außerordentliche Kündigung können insbe-sondere 
sein:
•	 die Überschreitung des vereinbarten Zahlungsziels  trotz  Mahnung um 

mehr als einen Monat,
•	 eine wiederholte Verletzung der Prüfpflichten gemäß Ziffer 1 dieses Ver-

trages,
•	 bei Anwendbarkeit eines TV BZ eine fehlerhafte Zuordnung der Bran-

chenzugehörigkeit  durch den Entleiher,
•	 bei Anwendbarkeit eines TV BZ die Nennung eines falschen Vergleich-

sentgelts oder die Unterlassung einer Mitteilung über die Änderung   des  
Vergleichsentgelts,

Außerdem steht beiden Vertragsparteien ein außerordentliches Kündigungs-
recht mit Monatsfrist zum Monatsende zu, wenn das AÜG grundsätzlich ge-
ändert werden sollte.

19. Schlussbestimmungen
Allgemeine  Geschäftsbedingungen  des Entleihers sind ausgeschlossen.

Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Gerichts-
stand für beide Teile ist Frankfurt.

Mündliche Nebenabreden gelten als nicht getroffen. Änderungen und Er-
gänzungen des Vertrages bedürfen der elektronischen Form und gelten nur 
unter expliziter Bestätigung durch einen bevollmächtigten Vertreter von GAS-
TRONOMIE INSTITUT. Die durch GI entliehenen Mitarbeiter sind keine bevoll-
mächtigten Vertreter von GASTRONOMIE INSTITUT.

Änderungen und/oder Ergänzungen dieses Vertrages, einschließlich dieser 
Schriftformklausel bedürfen zu  ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam sein, so wird hier-
durch die Wirksamkeit der übrigen Vertragsbestimmungen nicht berührt.

Geschäftsführer: Dipl. Päd. Barbara Anders 
USt.-IdNr. DE268336534  Steuer Nr. 012 802 11922 
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